BREMISCHE BURGERSCHAFT Drucksache 20/1048

Landtag (zu Drs. 20/995)
20. Wahlperiode 13.07.2021

Mitteilung des Senats

Migrantische Reprasentanz in der Verwaltung: Bildet der 6ffentliche Dienst die
Gesellschaft ab?

Mitteilung des Senats
an die Bremische Blrgerschaft (Landtag)
vom 13. Juli 2021

Die Fraktionen DIE LINKE, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und der SPD hat folgende Grol3e

Anfrage an den Senat gerichtet:

.Das Land Bremen sowie auch die Bundesrepublik zeichnen sich durch eine plurale und viel-
faltige Gesellschaft aus. Zahlreiche Menschen aus aller Welt leben hier seit Jahren oder Ge-
nerationen und haben Wurzeln geschlagen. Ihre Kinder sind hier geboren und/oder
aufgewachsen, haben die Schule besucht und ein Studium oder eine Lehre abgeschlossen.
Bereits seit Generationen sind Migrant:innen und ihre Nach-kommen ein Teil Bremens und
Deutschlands. Im Jahr 2019 hatten 36,5% der Bremer*innen einen sogenannten ,Migrations-
hintergrund” (Fremdbezeichnung, vgl. Ergebnisse Mikrozensus 2019 statistisches Bundes-
amt), sprich mindestens eines ihrer Elternteile hat eine eigene Migrationserfahrung. Hinzu
kommen Menschen, die ohne einen statistischen ,Migrationshintergrund“ migrantisiert und
als nicht der Mehrheits-gesellschaft zugehdrig markiert werden und in diesem Zusammen-
hang rassistische Diskriminierungserfahrungen machen. Leider spiegelt sich die Tatsache
der bremischen Migrationsgesellschaft in den staatlichen Institutionen nicht entsprechend wi-
der. Der Anteil von Beschaftigten mit Migrationshintergrund liegt weit unter dem Anteil ohne
Migrationshintergrund. Dabei ist zu bedenken, dass in Datenerhebungen nicht der soge-
nannte Migrationshintergrund, sondern nur die Staatsangehérigkeit von Beschaftigten erfasst
wird. Bei einer Erhebung durch den Senat im Rahmen einer parlamentarischen Anfrage der
Linksfraktion im Jahr 2008 betrug der Anteil von Bremer*innen ohne deutschen Pass 14,5
Prozent, ihr Anteil an Beschaftigten in der Kernverwaltung hingegen nur 1 Prozent, in den
ausgegliederten Bereichen 4,8 Prozent, daraus ergeben sich durchschnittliche 2,1 Prozent
im gesamten offentlichen Dienst (vgl. Drs. 17/621). Diese deutliche Unterreprasentanz duirfte
sich bei Beschaftigten mit Migrationsgeschichte &hnlich darstellen. Dies zeigt auch eine Be-
fragung zur Beschéftigtenstruktur im 6ffentlichen Dienst von 2013, tber die ermittelt werden
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konnte, dass zu diesem Zeitpunkt der Anteil der Beschéaftigten mit Migrationsgeschichte in
der Stadt Bremen bei 13 Prozent und in der Stadt Bremerhaven bei 16 Prozent lag. Die Be-
fragung zeigte, dass davon ca. 80 Prozent der Beschéftigten eine deutsche Staatsangehorig-
keit besalRen und fast 43 Prozent in Deutschland geboren wurden. Die fehlende
Repréasentation von gesellschaftlich bereits marginalisierten Bevolkerungsgruppen in der 6f-
fentlichen Verwaltung verscharft bereits bestehende Ungleichheiten im gesamten Feld staat-

lichen und nichtstaatlichen Handelns.

Um mehr Menschen mit Migrationsgeschichte in den 6ffentlichen Dienst zu bringen, hat der
Senat am 24. November 2020 ein neues Diversity Management Konzept beschlossen. Die-
ses befasst sich nicht nur mit dieser Zielgruppe, sondern orientiert sich auch an anderen
Merkmalen ,wie Geschlecht, Alter, ethnische Herkunft, Religion und Weltanschauung, sexu-
elle Identitat und Behinderung sowie weiteren Gesichtspunkten, wie zum Beispiel die soziale
Herkunft. Das Diversity Management im bremischen 6ffentlichen Dienst will Barrieren ab-
bauen, Zugangs- und Teilhabechancen verbessern, die Akzeptanz in der vielfaltigen Stadt-
gesellschaft erh6hen sowie die Arbeitgeberattraktivitat steigern®. Im neuen Konzept werden
zahlreiche MaRnahmen und Ziele benannt, wie eine erneute anonyme Befragung der Be-
schaftigten, die Griindung einer ressortiibergreifenden Diversity-Kommission fir den bremi-
schen offentlichen Dienst, Bildungsangebote im Bereich der Antidiskriminierung und trans-
kulturellen Offnung und die Schaffung eines Leitfadens zu diversitatsbewusster Sprache.
Auch die 2009 gestartete Ausbildungskampagne ,Du bist der Schliissel” soll neu ausgerich-
tet werden. Wichtig erscheint die Einbindung von migrantischen Selbstorganisationen und
weiteren sachkundigen Stellen im Land bei den Bemiihungen des Senats in allen Bereichen
offentlichen Lebens, um Menschen mit Migrationsgeschichte und migrantisierte Menschen

zu unterstitzen und ihre Reprasentanz zu erhdhen.
Wir fragen den Senat:
| Struktur und Beschéftigung im oOffentlichen Dienst

1. Wie wird die Beschéaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund im 6ffent-
lichen Dienst im Lande Bremen derzeit erfasst und wie stellt sie sich nach den erfassten Kri-
terien dar? (Bitte nach Stadtgemeinden und folgenden Kriterien aufschliisseln: Gesamtquote
und -anzahl, Geschlecht der Beschaftigten im 6ffentlichen Dienst mit Migrationshintergrund,
Alter, Tatigkeitsbereiche (Kernverwaltung, nachgeordnete Dienststellen und Behorden, Ei-

genbetriebe und 6ffentliche Gesellschaften) und Dienstgrad)?



2. Wie viele Leitungspositionen gibt es im 6ffentlichen Dienst der Freien Hansestadt
Bremen und viele davon werden von Personen mit Migrationshintergrund bekleidet (bitte dif-
ferenzieren nach Kernverwaltung, nachgeordnete Dienststellen und Behdorden, Eigenbetriebe

und offentliche Gesellschaften)?

3. In welchen Bereichen des o6ffentlichen Dienstes sind Beschéftigte mit Migrationshin-

tergrund (ggf. auslandischer Staatsangehorigkeit) besonders unterreprasentiert und warum?

4. Falls die Beschéaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund nicht nach
den in Frage 1 genannten Kriterien erfasst wird, werden diese im Rahmen der geplanten

anonymisierten Befragung der Beschéftigten erfasst?

5. Aus welchem Grund wird die anonymisierte Befragung der Beschéftigten bis Ende
2023 geplant und unter welchen Voraussetzungen kénnte dieser Prozess beschleunigt wer-

den?

6. In welchem Umfang und an welchen Stellen werden derzeit anonymisierte Bewer-

bungsverfahren fir Stellen im 6ffentlichen Dienst angewendet?

7. Wie werden die nach dem AGG zu schaffenden Beschwerdestellen geschult und un-
ter den Beschéftigten bekannt gemacht und werden externe Beschwerdeberechtigte wie Be-

werber*innen ebenfalls auf diese Stellen hingewiesen?

8. Wie werden die Angebote von Antidiskriminierungsberatungsstellen wie ADA und

ADE den Beschaftigten des offentlichen Dienstes bekannt gemacht?

9. Sieht der Senat den Bedarf zur Schaffung von Antirassismusbeauftragten in den Be-
horden analog zu den Frauenbeauftragten, an die sich sowohl Mitarbeitende als auch

Kund*innen wenden kdnnen, wenn sie sich rassistisch diskriminiert fiihlen?

10. Wie beurteilt der Senat die Umbenennung der/des Integrationsbeauftragten in Beauf-
tragte*r gegen Rassismus und fiir gleiche Teilhabe, den Ausbau der Handlungsméglichkei-
ten und Ressourcen dieser Stelle und wann soll die derzeit nur kommissarisch besetzte

Stelle wieder regulér besetzt sein?

Il Diversitat und Antidiskriminierung

11. Wie werden die Bildungsangebote von AFZ fur Fihrungskrafte und andere Beschaf-

tigte bekannt gemacht und wie werden diese motiviert, daran teilzunehmen?

12. Finden diese Angebote wéahrend der Arbeitszeit oder am Wochenende statt?
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13. Wie und zu welchem Anteil wird der Themenkomplex Diversitat in den Studiengangen

der Fachhochschule fur éffentliche Verwaltung abgebildet?

14. Werden Schulen, Berufsschulen, aul3erschulische Bildungseinrichtungen, Erwachse-
nenschulen, die Jugendberufsagentur, die Arbeitsagentur, das Jobcenter oder andere Bil-
dungstréger in der neuen Konzipierung der Kampagne ,Du bist der Schlussel”

miteinbezogen?

15. Wie bewertet der Senat die Mdéglichkeit eines Landes-Antidiskriminierungsgesetzes,

das auch ein Verbandsklagerecht vorsieht?

16. Wie bewertet der Senat die Moéglichkeit eines Partizipationsgesetzes, welches u.a.
eine verbindliche Steigerung des Anteils migrantischer Menschen im 6ffentlichen Dienst an-

strebt, ahnlich wie Berlin es tut?

[l Einbindung migrantischer Selbstorganisationen

17. Sieht der Senat die Méglichkeit, Qualifizierungsbedarfe migrantischer Selbst-organi-

sationen zu erfassen und die gewiinschten Fortbildungsangebote zu finanzieren?

18. Wurden externe Expert*innen der Antidiskriminierungsarbeit in der Konzeption der
Malnahmen involviert, wie zum Beispiel die Beratungsstellen ADA und ADE oder wurde
migrantisch situiertes Wissen anderweitig herangezogen? Wenn nicht, plant der Senat diese

in Zukunft zu involvieren?

19.  Wie beurteilt der Senat die Einrichtung eines Beirats aus zivilgesellschaftlichen und/o-
der betroffenen Akteur*innen, der die ressortiibergreifende Diversity-Kommission fur den
bremischen o6ffentlichen Dienst begleitet und zu Rate gezogen werden kann?

20. Hat der Senat in Erwagung gezogen, den Bremer Rat flr Integration oder andere
Vertreter*innen migrantischer Interessen in die Kommission einzuladen, wie die ZGF und der
Landesbehindertenbeauftragte eingeladen wurden, und wie stellt sich die Reprasentation
vom LGTBIQ*-Belangen in der Kommission dar?

21. Erwagt der Senat die Einbeziehung weiterer externer Berater*innen bei der Entwick-
lung konkreter Diversity-Formate und -Mal3nahmen?

22. Wie bewertet der Senat die vom Bremer Rat fur Integration geforderten Nachbesse-
rungen hinsichtlich der Partizipation, der Begriffsbestimmungen, der Konkretisierung der

Malnahmen und der Erfolgsmessung vorzunehmen?*






Der Senat beantwortet die Grof3e Anfrage wie folgt:

| Struktur und Beschéftigung im offentlichen Dienst
Vorbemerkung
Methodische Schwierigkeiten der Datenerhebung - Fragen 1 bis 4:

Die Erfassung des Merkmals ,Migrationshintergrund” ist mit einigen statistischen Schwierig-
keiten verbunden, da der Erhebung aus Datenschutzgriinden sehr enge Grenzen gesetzt
sind. Hinzu kommt das Vorliegen unterschiedlicher Definitionen, was dariber hinaus eine

Vergleichbarkeit der Daten erschwert.

Aus Datenschutzgriinden darf eine Erhebung grundsatzlich nur freiwillig und anonym vorge-
nommen werden, was zur Folge hat, dass Daten haufig nicht oder nur teilweise und/oder

nicht reprasentativ vorliegen.

Um dennoch Daten publizieren zu kénnen, wird an verschiedenen Stellen die Staatsangeho-
rigkeit veroffentlicht, wobei hier ausdriicklich angefiihrt werden muss, dass Personen mit ei-
ner auslandischen Staatsangehdrigkeit nur eine kleine Teilmenge der Personen mit
Migrationshintergrund bilden. Es handelt sich insofern um eine unzulangliche Verkirzung,
wenn die ausléndische Staatsangehoérigkeit zur Operationalisierung des Merkmals Migrati-
onshintergrund Verwendung findet.

Frage 1) Wie wird die Beschéaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund
im Offentlichen Dienst im Lande Bremen derzeit erfasst und wie stellt sie sich nach
den erfassten Kriterien dar? (Bitte nach Stadtgemeinden und folgenden Kriterien auf-
schlusseln: Gesamtquote und -anzahl, Geschlecht der Beschéftigten im offentlichen
Dienst mit Migrationshintergrund, Alter, Tatigkeitsbereiche (Kernverwaltung, nachge-
ordnete Dienststellen und Behdrden, Eigenbetriebe und 6ffentliche Gesellschaften)
und Dienstgrad)?

Die Beschaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund im 6ffentlichen Dienst
wird fur das Land Bremen derzeit nur im Integrationsmonitoring erfasst (vgl. Integrationsmo-
nitoring der Lander 2017 — 2019, S. 130. Entsprechend des Integrationsmontorings der L&n-
der wies Bremen im Jahr 2019 im Landervergleich mit 19,9 % den zweith6chsten Anteil von
Erwerbstéatigen mit Migrationshintergrund im 6ffentlichen Dienst aus. Die Grundlage fir diese
Quote bildet die Definition des Mikrozensus', wonach eine Person einen Migrationshinter-
grund hat, wenn sie selbst oder mindestens ein Elternteil nicht mit deutscher Staatsangeho-
rigkeit geboren wurde. Die ermittelten Daten beruhen auf der Selbstauskunft der im Rahmen

des Mikrozensus' befragten privaten Haushalte).



Eine regelméalRige bzw. systematische Erhebung von Beschaftigtendaten mit Migrationshin-
tergrund im 6ffentlichen Dienst des Landes Bremen ist dagegen aus den oben angefiihrten

methodischen Schwierigkeiten der Datenerhebung in nur sehr wenigen Bereichen der Fall.

Kernverwaltung und Ausgliederungen:

Die Beschaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund im offentlichen Dienst im
Lande Bremen wird in den Personalmanagementsystemen der FHB nicht regelmé&Rig er-
fasst. Aus Datenschutzgriinden lasst sich der Anteil der Beschaftigten mit Migrationshinter-
grund nur Uber eine freiwillige Teilnahme an anonymen Befragungen erheben. Die letzte

Befragung erfolgte im Jahr 2013. Die nachste Befragung ist bis Ende 2023 geplant.

Im Bereich der Ausbildung werden Angaben zum Migrationshintergrund auf freiwilliger Basis
erfasst. Diese Daten werden nicht in den Personalmanagementsystemen der FHB gefuhrt.
Im Jahr 2020 waren von insgesamt 450 Einstellungen fur die Verwaltungsberufe, Ausbil-
dungsberufe nach BBiG und Anerkennungspraktika beim AFZ 24,22 % mit Migrationshinter-
grund.

Magistrat der Stadt Bremerhaven (Stadt Bremerhaven, Kernverwaltung):

Eine Angabe zum Migrationshintergrund ist bei der Einstellung beim Magistrat freiwillig und
wird nicht explizit nachgefragt. Zudem gibt es unterschiedliche Definitionen des Begriffes

.Migrationshintergrund®“. Eine genaue Quote lasst sich aus diesem Grund nicht ermitteln.

Aus den zur Verfigung stehenden Daten lassen sich jedoch folgende Quoten mit Stand
01.06.2021 errechnen:

Gesamtbestand Anzahl Beschaftigte mit Quote
Kernverwaltung Migrationshintergrund
6.353 612 = 9,63 %
Anzahl Beschif-
tigte mit Migrati- davon mannlich davon weiblich
onshintergrund
612 199 (= 32,52 %) 413 (= 67,48 %)
Anzahl Be- davon zwi-
schiftigte davon davon zwi- ..
I - schen davon liber
mit Migrati- unter 18 und 25 schen 25 und 60 Jahre
onshinter- | 18 Jahre 60 Jahre
Jahre
grund
612 0 22 (= 3,60 %) | 545 (= 89,05 %) | 45 (= 7,35 %)

Stadt Bremerhaven, offentliche Gesellschaften:
Die Daten fir die 6ffentlichen Gesellschaften sind der Anlage 1 zu entnehmen.



Bremische Mehrheitsgesellschaften:

Eine Abfrage unter den bremischen Mehrheitsgesellschaften hat ergeben, dass Beschéftigte
mit Migrationshintergrund nur bei der BLG Logistics Group erfasst werden. Bei der BLG ha-

ben deutschlandweit 32 % der Beschéftigten einen Migrationshintergrund.

Frage 2) Wie viele Leitungspositionen gibt es im 6ffentlichen Dienst der Freien Hanse-
stadt Bremen und viele davon werden von Personen mit Migrationshintergrund beklei-
det (bitte differenzieren nach Kernverwaltung, nachgeordnete Dienststellen und

Behorden, Eigenbetriebe und offentliche Gesellschaften)?

Kernverwaltung und Ausgliederungen:

Da die Beschaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund nicht erfasst wird, kon-
nen keine Aussagen zu ihrem Anteil an Leitungspositionen getroffen werden. Im Jahr 2019
gab es in der Kernverwaltung insgesamt 1.422 und in den Ausgliederungen 577 Leitungs-

funktionen (ohne Daten der Hochschule fir Kiinste und dem Focke-Museum).

Magistrat der Stadt Bremerhaven:

Die Daten werden beim Magistrat der Stadt Bremerhaven nicht so differenziert erhoben,

dass eine Beantwortung ohne erheblichen Mehraufwand moglich ist.

Angaben zu Leitungspositionen in den 6ffentlichen Gesellschaften des Magistrats der Stadt
Bremerhaven sind in der Anlage 1 aufgefuhrt.

Bremische Mehrheitsgesellschaften:

Bei der BLG Logistics Group haben von insgesamt 1.250 Leitungspositionen 312 einen Mig-
rationshintergrund (rund 25 %). Bei den Bremer Philharmonikern sind die insgesamt zwei
Leitungspositionen mit Personen ohne Migrationshintergrund besetzt.

Frage 3) In welchen Bereichen des 6ffentlichen Dienstes sind Beschaftigte mit Migrati-
onshintergrund (ggf. auslandischer Staatsangehdrigkeit) besonders unterreprasen-

tiert und warum?

Da Personen mit auslandischer Staatsangehdérigkeit nur eine Teilmenge der Personen mit
Migrationshintergrund bilden, kann von dieser Teilmenge nicht auf die Gesamtheit geschlos-
sen werden. Der Anteil von Personen mit auslandischer Staatsangehdrigkeit ist insofern defi-

nitionsgema deutlich geringer als der von Menschen mit Migrationsbiografie.

Kernverwaltung und Ausgliederungen:

Da die Beschaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund in den verschiedenen

Bereichen nicht erfasst wird, kdnnen keine Aussagen zu ihrer Reprasentanz getroffen wer-



den und damit kann auch generell nicht die Frage, warum Beschéaftigte mit Migrationshinter-
grund im Land und in der Stadtgemeinde Bremen besonders unterreprasentiert sind, beant-
wortet werden. Es ist jedoch anzunehmen, dass, wie beim Magistrat Bremerhaven (siehe
unten), Beschaftigte mit Migrationshintergrund primar in den Bereichen unterreprasentiert

sind, in denen Beamt:innen eingesetzt sind.

Der bremische Haushalt wird auf Grundlage der Produktgruppensystematik und nicht nach
Dienststellen gesteuert, so dass in der folgenden Tabelle die Anteile von Beschaftigten mit
auslandischer Staatsangehoérigkeit nach Produktplanen in den Bereichen Kernverwaltung
und Ausgliederungen dargestellt werden. Von insgesamt 29.309 Beschéftigten in den Berei-
chen Kernverwaltung und Ausgliederungen haben 1.201 Beschéftigte eine auslandische

Staatsangehdrigkeit, was einem durchschnittlichen Anteil von 4,1 % entspricht.

Von den insgesamt 21 hier ausgewiesenen Produktplanen der Kernverwaltung sind in vier
Produktplénen keine Personen (0,0 %) mit auslandischer Staatsangehorigkeit beschéftigt, in
13 Produktplénen bewegen sich die Anteile zwischen 0,4 % und 3,4 %, in vier Produktplanen

liegen die Anteile Uber dem Durchschnitt.

In den Ausgliederungen sind in drei von insgesamt sieben Produktplénen die Anteile von Be-
schaftigen mit auslandischer Staatsangehdrigkeit unter dem Durchschnitt (0,9 % bis 2,9 %),

vier daruber.



Anteil Beschaftigte
Bereich Produktplan ';;:g':;g;lﬂ;'
keit
Kermverwal-

tung Biirgerschaft 0,0 %
Rechmungshof 0,0 %
Bundesangelegenhsiten 0,0 %
Hafen 0,0 %
Justiz 0.4 %
Wirtschaft 0.5 %
Finanzen ! Personasl 0.8 %
Inneras 0,86 %
Haudbur 0.8 %
Senat, Senatskanzlei 0,3 %
Gesundheit und Verbraucherschutz 0.2 %
Arbeit 1.2 %

Klimaschutz, Unmwelt, Mobilitat, Stadtentwick-
lumg und Wohnungsbsu 1.3 %
Kinder und Bildung 1.7 %
| Allgemeine Finanzan 2.4 %
Jugend und Soziales 2.8 %
Hochschulen und Forschung 34%
Datenschutz und Informationsfreibeit 5.3%
Gleichberechtigung der Frau 8,3 %
Bremen-Fonds “10,4 %
Europa 125 %

Ausgliede- Klimaschutz, Unmwealt, Mobilitst, Stadtentwick-
rungen lumg und Wohnungsbsu 0.9 %
Gesundheit und Verbraucherschutz 1.8 %
Jupgend und Sozigles 2.8 %
Finanzen ! Personal 3,3 %
Fudbur 2.7 %
Hochschulen und Forschung 10,3 %
Kinder und Bildung 11,8 %
gesamt 4.1 %

*Unter dem Bremen Fonds sind Beschaftigte verbucht, die zur Bewaltigung der Corona Pan-

demie in den einzelnen Ressorts tatig sind.

Magistrat Bremerhaven:

Beschaftigte mit Migrationshintergrund sind primar in den Bereichen unterreprasentiert, in
denen Beamt:innen eingesetzt werden, da diese Personen den Einschrankungen des Grund-

gesetzes unterliegen.

Bremische Mehrheitsgesellschaften:

Auf eine Abfrage unter den bremischen Mehrheitsgesellschaften haben nur zwei Gesell-
schaften Daten zur Staatsangehorigkeit riickgemeldet. Die Governikus GmbH & Co. KG gibt
an, dass insgesamt 12,14 % der Beschéftigten eine auslandische Staatsangehérigkeit besit-

zen (dabei 6,12 % in verwaltender Tatigkeit sowie 14,01 % im technischen Bereich). Bei den
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Bremer Philharmonikern haben insgesamt 24,0 % der Beschéftigten eine auslandische

Staatsangehorigkeit.

Frage 4) Falls die Beschéaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund
nicht nach den in Frage 1 genannten Kriterien erfasst wird, werden diese im Rahmen

der geplanten anonymisierten Befragung der Beschaftigten erfasst?

Kernverwaltung und Ausgliederung:

Es ist vorgesehen, diese Daten im Rahmen der freiwilligen und anonymen Beschéftigtenbe-

fragung zu erheben.

Magistrat der Stadt Bremerhaven:

Die Beschaftigungsquote von Menschen mit Migrationshintergrund nach den in Frage 1 ge-
nannten Kriterien wird in diesem Jahr im Rahmen der geplanten Beschaftigtenbefragung er-

fasst.

Frage 5) Aus welchem Grund wird die anonymisierte Befragung der Beschéftigten bis
Ende 2023 geplant und unter welchen Voraussetzungen kdnnte dieser Prozess be-

schleunigt werden?

Es ist geplant, die Erhebung gegebenenfalls auf andere Diversity Dimensionen auszuweiten
und nicht nur auf die Erhebung des Merkmals Migrationshintergrund zu beschranken. So-
wohl eine mdgliche Neukonzeption als auch die Planung und Durchfiihrung binden erhebli-
che personelle Ressourcen, die zur Zeit prioritar in anderen Aufgabenbereichen gebunden
sind. Daruber hinaus haben die beteiligten Stellen beim Senator fur Finanzen mit der Pla-
nung der Umfrage bereits begonnen. Der Senator fur Finanzen plant allerdings, mit dem sel-
ben Qualitdtsanspruch wie bei der anonymisierten Befragung von 2013 vorzugehen und geht
daher davon aus, dass das Jahr 2023 ein realistischer Zeitraum zur Durchfihrung, Analyse
und Veroffentlichung der Befragung ist.

Frage 6) In welchem Umfang und an welchen Stellen werden derzeit anonymisierte Be-

werbungsverfahren fur Stellen im 6ffentlichen Dienst angewendet?

Anonymisierte Bewerbungsverfahren werden derzeit in den Ressorts und Dienststellen,
ebenso im Magistrat Bremerhaven nicht durchgefuhrt. In einigen Dienststellen wird jedoch

darauf hingewiesen, dass kein Foto beizufligen ist.

Frage 7) Wie werden die nach dem AGG zu schaffenden Beschwerdestellen geschult
und unter den Beschéftigten bekannt gemacht und werden externe Beschwerdebe-

rechtigte wie Bewerber:innen ebenfalls auf diese Stellen hingewiesen?
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Die zustandigen Mitarbeitenden in den Beschwerdestellen der Ressorts sind durch Work-
shops und Seminare zu dem Thema Antidiskriminierung und zu den Aufgaben einer Be-
schwerdestelle nach § 13 AGG geschult worden. Fur Fuhrungskréfte und Mitarbeiter:innen
der bremischen Verwaltung werden durch den Senator fir Finanzen dartber hinaus regel-

maRig Schulungen zu diesem Themenbereich angeboten.

Mit dem Rundschreiben Nr. 01/2019 der Senatorin fir Finanzen mit dem Titel: ,In Fallen von
Diskriminierung — Untersttitzung von Beschwerdestellen nach dem Allgemeinen Gleichbe-
handlungsgesetz (AGG)"“ sind alle Dienststellen und Schulen ausfihrlich u.a. auch tber die
Beschwerdestellen in den Ressorts informiert worden. Die Ressorts sind gehalten, diese In-
formation in geeigneter Form (z.B. auf ihrer Homepage) fur Beschéftigte und externe Be-

schwerdeberechtigte zu veréffentlichen.

Magistrat der Stadt Bremerhaven:

Der Magistrat der Stadt Bremerhaven sowie die stadtischen Gesellschaften gewahrleisten
seit dem Inkrafttreten des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) fir ihre Beschéftig-
ten die Mdglichkeit des Beschwerderechts gemal § 13 AGG. Die zustéandige Beschwerde-
stelle fur die Organisationseinheiten des Magistrats ist die Magistratskanzlei (Ideen- und
Beschwerdestelle).

Es wurden fur alle Fuhrungskrafte verpflichtende Schulungsveranstaltungen gemani § 12
AGG durchgefihrt. Alle neu Beschatftigten bekommen zu Beginn ihrer Tatigkeit ein entspre-
chendes AGG-Merkblatt ausgehéandigt. Darlber hinaus gibt ihnen ein Handbuch, welches
parallel auch im Intranet zur Verfiigung steht, einen Uberblick (iber die wichtigsten Themen-
bereiche und Ansprechpersonen, die fir sie von Bedeutung sein kénnen. Darin wird auch auf
den Diskriminierungsschutz des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes (AGG) verwiesen
und dariber informiert, dass fir Beschwerden nach dem AGG in der Verwaltung die Be-

schwerdestelle in der Magistratskanzlei zustandig.

Frage 8) Wie werden die Angebote von Antidiskriminierungsberatungsstellen wie ADA
und ADE den Beschaftigten des 6ffentlichen Dienstes bekannt gemacht?

Die Angebote von Antidiskriminierungsberatungsstellen werden den Beschéftigten in vielfalti-
ger Weise bekannt gemacht. Beschaftigte, ebenso wie externe Beschwerdeberechtigte, kon-
nen Informationen Gber die Homepage www.antidiskriminierung.bremen.de, tber
Informationsflyer der Beratungsstellen im Netzwerk gegen Diskriminierung, telefonisch auf
Anfrage durch das Birgertelefon Bremen, Uber das Fortbildungsprogramm des Senators fir
Finanzen, Uber das Intranet (OPOS/ Regis) und durch Aush&nge erhalten. In einigen Dienst-
stellen wird neu eingestellten Beschaftigten entsprechendes Informationsmaterial bei Auf-

nahme ihrer Tatigkeit ausgehandigt.
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Ferner verweisen die Beschwerdestellen nach § 13 AGG bei Bedarf im Einzelfall auf die Be-

ratungsmaglichkeiten durch Antidiskriminierungsberatungsstellen wie ADA und ADE.

Daruber hinaus wird in Schulungen zum Thema Antidiskriminierung und AGG, die im Rah-
men des Fortbildungsprogramms des Senators fur Finanzen stattfinden, auf die Angebote

hingewiesen.

Frage 9) Sieht der Senat den Bedarf zur Schaffung von Antirassismusbeauftragten in
den Behdrden analog zu den Frauenbeauftragten, an die sich sowohl Mitarbeitende

als auch Kund:innen wenden kdnnen, wenn sie sich rassistisch diskriminiert fihlen?

Der Senator fir Finanzen berat mit den Ressorts tUber den Bedarf der Schaffung von Antiras-
sismusbeauftragten in den Behdrden analog zu den Frauenbeauftragten, an die sich sowohl
Mitarbeitende als auch Kund:innen wenden kdnnen, wenn sie sich rassistisch diskriminiert

fuhlen.

Frage 10) Wie beurteilt der Senat die Umbenennung der/des Integrationsbeauftragten
in Beauftragte*r gegen Rassismus und fur gleiche Teilhabe, den Ausbau der Hand-
lungsmoglichkeiten und Ressourcen dieser Stelle und wann soll die derzeit nur kom-

missarisch besetzte Stelle wieder regulér besetzt sein?

Die bisher kommissarisch besetzte Stelle wird Anfang Juli ausgeschrieben. Die Besetzung
soll méglichst zum 01.10.2021 erfolgen. Eine Umbenennung ist zunachst nicht beabsichtigt.

Es soll allerdings eine Uberpriifung der Handlungsméglichkeiten und Ressourcen erfolgen.
Il Diversitat und Antidiskriminierung

Frage 11) Wie werden die Bildungsangebote von AFZ fur Fihrungskrafte und andere

Beschaftigte bekannt gemacht und wie werden diese motiviert, daran teilzunehmen?

In dem jahrlich herausgegebenen Fortbildungsprogramm des Senators fir Finanzen werden
alle Seminarangebote zum Themenbereich ,Diversity — Vielfalt als Chance* veroffentlicht.
Die Bekanntmachung des Fortbildungsprogramms erfolgt Giber das Mitarbeiter:innenportal
(MIP) und als Druckversion. Dartiber hinaus werden die Beschaftigten durch ihre Dienststel-

len informiert.

In einem sogenannten Ressortgesprach werden vor Erscheinen des neuen Fortbildungspro-
gramms die zustandigen Personalentwickler:innen bzw. Personalreferent:innen ausfihrlich

Uber die Angebote (auch im Bereich Diversity) informiert, so dass sie diese Informationen in
den Dienststellen weiter geben und dartber hinaus Flhrungskréafte und Beschéftigte gezielt

ansprechen und fur eine Teilnahme motivieren kénnen.

- 13 -



Insgesamt geniel3t das Fortbildungsprogramm des Senators fir Finanzen ein hohes Anse-
hen bei den Beschéftigten. Entsprechend hoch ist die Fortbildungsbereitschaft sowohl bei
den Fuhrungskraften als auch bei den Mitarbeiter:innen, was auch die guten Teilnehmer:in-
nenzahlen belegen. Nicht selten Ubersteigt die Nachfrage das Angebot, so dass Seminare

z.T. zeitnah ein weiteres Mal angeboten werden.
Frage 12) Finden diese Angebote wahrend der Arbeitszeit oder am Wochenende statt?

Die Fortbildungsangebote fur Beschaftigte der Verwaltung finden ausschlie3lich wahrend der

Arbeitszeit statt.

Frage 13) Wie und zu welchem Anteil wird der Themenkomplex Diversitat in den Studi-

engangen der Fachhochschule fir 6ffentliche Verwaltung abgebildet?

Der Studiengang Polizeivollzugsdienst verfolgt seiner Konzeption nach einen dezidiert
grund- und menschenrechtlichen Ansatz, der sich Uber die gesamte Dauer des Studiums er-
streckt und in Fachtheorie wie Fachpraxis zur Geltung kommt. Die im Kontext des Themen-
feldes ,Integration/Diversity/Interkulturalitat” relevanten Rechtsgrundlagen (z.B. Grund- und
Menschenrechte, Verfassungsrecht, Polizeirecht), aber auch die interkulturellen wie internati-
onalen Bezlige oder aber psychologischen Prozesse und Mechanismen (z.B. soziale Wahr-
nehmung, Urteilsbildung) sind bereits seit 2006 curricular fest verankert und werden
kontinuierlich den aktuellen Bedarfen und Forschungsergebnissen angepasst. D.h., alle Ab-
solventinnen und Absolventen der HfOV (100%) haben im Rahmen von Pflicht- und Wahl-
pflichtmodulen eine basale Ausbildung in und Sensibilisierung fir Fragen interkultureller
Herausforderungen und aktueller Diversity-Malinahmen durchlaufen.

Beispiele fur die Inhalte der Pflicht- und Wahlmodule sind:

.Menschenrechte im interkulturellen Kontext"

~Kriminalitat und polizeiliche Arbeit im interkulturellen Kontext*

.Migration, Integration und interkulturelle Kommunikation“

»Yad Vashem" — Diversity und Antidiskriminierung innerhalb und au3erhalb der Polizei

Frage 14) Werden Schulen, Berufsschulen, auRerschulische Bildungseinrichtungen,
Erwachsenenschulen, die Jugendberufsagentur, die Arbeitsagentur, das Jobcenter o-
der andere Bildungstrager in der neuen Konzipierung der Kampagne , Du bist der

Schlissel” miteinbezogen?

Das Ausbildungsreferat des Aus- und Fortbildungszentrums kooperiert intensiv mit den Bre-
mer Schulen, indem z.B. den jeweiligen Abgangsklassen die Ausbildungs- und Studienmdg-
lichkeiten im Rahmen von Présenzveranstaltungen vorgestellt werden. Zudem ist das AFZ
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regelmafig bei Ausbildungsmessen, die in den Schulen oder durch die Arbeitsagentur veran-
staltet werden, prasent. Das Ausbildungsreferat hat sich dartber hinaus ein gut funktionie-
rendes Netzwerk zu Institutionen (z.B. Bremer und Bremerhavener Integrationsnetz oder der
Pan-Afrikanische Kulturverein e.V.) aufgebaut, in denen sich Menschen mit Migrationsbio-
grafie organisieren, da die Kampagne ,Du bist der Schlissel” insbesondere auch dazu bei-
tragen sollte, jungen Migrant:innen die dualen Studien- und Ausbildungsmdglichkeiten bei

der Freien Hansestadt Bremen naher zu bringen.
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Frage 15) Wie bewertet der Senat die Mdglichkeit eines Landes-Antidiskriminierungs-

gesetzes, das auch ein Verbandsklagerecht vorsieht?

Ein Jahr nach Inkrafttreten des bundesweit ersten Landesantidiskriminierungsgesetzes
(LADG) in Berlin bilanzieren sowohl der Berliner Senat als auch verschiedene unabhéngige
Antidiskriminierungsverbande, in denen die Beratungsstellen der Antidiskriminierungsarbeit
organisiert sind, die Umsetzung des LADG in Berlin. Mit Blick auf die Erfahrungen zum Ver-
bandsklagerecht in Berlin begriiRen die Antidiskriminierungsverbande zwar einhellig die
Schaffung rechtlicher Grundlagen zum Verbandsklagerecht im LADG, verweisen jedoch
gleichzeitig auf die damit verbundenen hohen Prozesskosten in der konkreten Umsetzung,
die dazu fuhrten, dass die Verbande aufgrund der finanziellen Risiken vor Klagen zurtick-
schreckten. Diese und weitere Aspekte der Anwendung rechtlicher Grundlagen des LADG
bedirfen einer intensiven Priifung, die nun auch durch zahlreiche Bundesléander umgesetzt
wird. So wurde beispielsweise in Rheinland-Pfalz zur Vorbereitung der Einfihrung des LADG

zunachst ein Rechtsgutachten in Auftrag gegeben.

In Baden-Wirttemberg und Rheinland-Pfalz haben sich die neuen Koalitionen im Mai darauf
geeinigt, ein LADG auf den Weg zu bringen; in Brandenburg, Hamburg, Hessen, Sachsen
und Thiringen wird die Einfuhrung eines LADG ebenfalls in Erwagung gezogen. Die Erfah-
rungen der anderen Lander sollen zunachst ausfiihrlich bewertet werden und dann als

Grundlage fur die Entscheidungsfindung im Land Bremen dienen.

Frage 16) Wie bewertet der Senat die Mdglichkeit eines Partizipationsgesetzes, wel-
ches u.a. eine verbindliche Steigerung des Anteils migrantischer Menschen im o6ffent-

lichen Dienst anstrebt, ahnlich wie Berlin es tut?

Die Steigerung des Anteils migrantischer Menschen im 6ffentlichen Dienst wird durch den
Senat bereits jetzt angestrebt. Der Senat hat beispielsweise im Januar 2009 die ressortiber-
greifende Kampagne ,Du bist der Schlissel“ beschlossen. Mit der Kampagne sollen vor al-
lem auch Menschen mit einer Migrationsbiografie fur eine Ausbildung im bremischen
offentlichen Dienst gewonnen werden. Die Prifung, ob ein Partizipationsgesetz in Bremen

eingefuhrt werden soll oder nicht, ist bisher noch nicht erfolgt.
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[l Einbindung migrantischer Selbstorganisationen

Frage 17) Sieht der Senat die Mdglichkeit, Qualifizierungsbedarfe migrantischer
Selbstorganisationen zu erfassen und die gewinschten Fortbildungsangebote zu fi-

nanzieren?

Die Fortbildungsbedarfe wurden u.a. im Rahmen einer Umfrage unter Migrantenorganisatio-
nen ermittelt und der Stadtischen Deputation fur Soziales, Jugend und Integration am
22.04.2021 vorgestellt.

Die Angebote des Netzwerks Selbsthilfe z.B. zur Beratung und Fortbildung sind offen fir alle

Interessierten, auch fur Migrantenorganisationen.

Daruber hinaus besteht in Bremen seit dem 01.01.2021 das Modellprojekt House of Re-
sources, das vom Bundesamt flr Migration und Flichtlinge finanziert wird. Das Projekt sieht
die Fortbildung, Qualifizierung und Finanzierung von migrantischen Organisationen als ein

wichtiges Ziel.

Frage 18) Wurden externe Expert:innen der Antidiskriminierungsarbeit in der Konzep-
tion der Mal3nahmen involviert, wie zum Beispiel die Beratungsstellen ADA und ADE
oder wurde migrantisch situiertes Wissen anderweitig herangezogen? Wenn nicht,

plant der Senat diese in Zukunft zu involvieren?

Im Rahmen der Beteiligungsprozesse zur Landesantidiskriminierungsstelle und zum Rah-
menplan gesellschaftliche Teilhabe und Diversity wurden die genannten Akteure sowie an-
dere Migrantenorganisationen unmittelbar beteiligt. Deren Expertise sind in die
Konzeptentwicklungen eingeflossen. Fiur das Diversity Management Konzept der FHB wurde
die Expertise aus unterschiedlichen Quellen eingeholt und bei der Entwicklung der Mal3nah-
men berucksichtigt. Unter anderen wurde auch der Bremer Rat fir Integration einbezogen.
Migrantisch situiertes Wissen wird dariiber hinaus auch tber die fachlichen und biographi-
schen Expertisen und Netzwerke der Referent:innen fur Diversity Management kontinuierlich
in die Umsetzung der Diversity-Management Ansétze eingebracht.

Frage 19) Wie beurteilt der Senat die Einrichtung eines Beirats aus zivilgesellschaftli-
chen und/oder betroffenen Akteur:innen, der die ressortibergreifende Diversity-Kom-
mission fir den bremischen 6ffentlichen Dienst begleitet und zu Rate gezogen werden

kann?

Der Austausch mit und die systematische Einbeziehung der Expertisen von Verbanden, Inte-
ressensvertretungen und betroffenen Akteur:innen ist fir die gelungene Umsetzung einer

Diversity-Strategie unerlasslich. Bei der Planung des Partizipationsprozesses im Rahmen
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der Umsetzung des Diversity-Management-Konzeptes des Bremer Senats wird deshalb in-
tensiv gepruft, an welchen ausgewahlten Stellen des Prozesses und in welcher Form, ggf.
durch die Einrichtung eines Beirats, die Einbindung dieser Akteure am besten systematisiert

werden kann.

Frage 20) Hat der Senat in Erwagung gezogen, den Bremer Rat fir Integration oder an-
dere Vertreter*innen migrantischer Interessen in die Kommission einzuladen, wie die
ZGF und der Landeshbehindertenbeauftragte eingeladen wurden, und wie stellt sich die

Repréasentation vom LGTBIQ*-Belangen in der Kommission dar?

Die konkrete Besetzung der Kommission ist derzeit in Planung. Dabei ist zum einen die Ab-
bildung der Bremer Beauftragten-Struktur ein Ziel, ebenso wie die Einbindung des Referates
des Migrations- und Integrationsbeauftragten. Um die Beriicksichtigung samtlicher Diversity-
Perspektiven und -Dimensionen einschlie3lich der LGTBIQ*-Belange vollumfanglich sicher-
zustellen, ist es dariiber hinaus wesentlich, zivilgesellschaftliche Organisationen und Vertre-
ter:innen migrantischer Interessen ebenfalls in den Gesamtprozess in geeigneter Weise
einzubinden (siehe Frage 19). Ob hierfiir die Kommission oder andere Strukturen am wir-

kungsvollsten sind, wird derzeit gepriift.

Frage 21) Erwagt der Senat die Einbeziehung weiterer externer Berater*innen bei der
Entwicklung konkreter Diversity-Formate und -MaRnahmen?

Fur wirkungsvolle und gelungene Formate und MalBhahmen im Kontext Diversity ist es we-
sentlich auch externe Expertise einzubeziehen bzw. darauf zurtickzugreifen. Bei Entwicklung
und Konzeptionierung werden externe Expertisen und Perspektiven von den internen Refe-
rent:innen deshalb grundsatzlich mit aufgenommen. Sofern dartiber hinaus Beratungsbedarf
besteht, werden externe Berater:innen und Organisationen auch direkt an Entwicklung und
Konzeptionierung beteiligt. Mit der Durchfiihrung von Fortbildungen werden neben den inter-
nen Dozent:innen regelmafiig auch externe Referent:innen beauftragt und/oder ergénzend

zu spezifischen Fragestellungen eingeladen.

Frage 22) Wie bewertet der Senat die vom Bremer Rat fr Integration geforderten
Nachbesserungen hinsichtlich der Partizipation, der Begriffsbestimmungen, der Kon-

kretisierung der MalRnahmen und der Erfolgsmessung vorzunehmen?

Bei der Entwicklung des Diversity Konzepts des Bremer Senats wurde u.a. auch der Bremer
Rat fur Integration im Rahmen von Expert:innengesprachen beteiligt (siehe dazu auch Frage
18). Die in diesem Zusammenhang vom Bremer Rat fur Integration vorgebrachten inhaltli-

chen Anregungen wurden bertcksichtigt und soweit wie moglich in das Konzept eingearbei-

tet. Eine konkrete Stellungnahme vom Bremer Rat fiir Integration mit ggf. umfassenderen
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Nachbesserungsforderungen zu Partizipation, Begriffsbestimmungen, Konkretisierung von

MafZnahmen und Erfolgsmessung ist dem Senator fur Finanzen nicht zugegangen.

Soweit sich die Frage auf das Rahmenkonzept gesellschaftliche Teilhabe und Diversity be-
zieht, werden die Empfehlungen des Bremer Rates fir Integration in die weitere Konzepter-
stellung berlcksichtigt. Eine Beschlussfassung durch den Senat wird voraussichtlich im
Oktober 2021 erfolgen.

Eine Ubersicht zur Beantwortung der Fragen 1 und 2 ist als Anlage beigefiigt.

Beschlussempfehlung:

Anlage(n):
1. Anlage zu Frage 1 und 2 Brhv
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Anlage 1 zu Frage 1 und 2

Magistrat der Stadt Bremerhaven

Frage 1 Frage 2
Altersgruppen Beschiftigte mit
Anzahl l"\nzalhl A.nz.ahl Migrationshintergrund
Gesellschaft Anzahl Beschiftigte Quote Quote Anzahl davon besetzt durch
Beschiftigte it Migrations- Beschiftigte Beschiftigte tigungs- minnlich | weiblich| unter . . iiber Bemerkungen Leitungspositionen Menschen mit Quote
gesamt it Migrai mit Migrations-| mit Migrations-| quote 1ch | welbl 18 18 bis 25 | 25 bis 60 ftungspositi Migrationshintergrund
hintergrund hintergrund hintergrund Jahre |60 Jahre
tergru tergru Jahre Jahre
afz - Schuldner- und Insolvenzberatung in 6 0 0 0 0.00% 0.00% 0.00% 0 0 0 0 Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben, 2 0 0.00%
Bremerhaven GmbH s i s ergeben sich allenfalls aus den Bewerbungsunterlagen. e
Arbeitsférderungs-Zentrum im Lande Bremen GmbH 74 14 * * 18,92% * * * * * * SftseznuzcwIgﬂ:ﬂ?:l‘s:::zrgg:‘ngx;?i nnn::r:tzl;lr:b:nn' 33 * *
g g gen.
Badergesellschaft Bremerhaven mbH Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. Keine Daten erhalten
Berufliche Bildung Bremerhaven gGmbH Keine Daten erhalten 3 0 0,00%
BIS Bremerhavener Gesellschaft fiir : P . . .
" . . Ki D rf: D: M h ht erh . Ki Datt hal
Investitionsférderung und Stadtentwicklung mbH eine Datenerfassung aten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben eine Daten erhalten
Bremerhavener Beschaftigungsgesellschaft Erfassung des Migrationshintergrundes:
"Unterweser" mbH 9ungsg 71 15 7 8 21,13% 46,67% | 53,33% Keine Daten Im Personalbogen werden die Staatsangehdrigkeit und der 19 * *
Geburtsort abgefragt. Die Angabe ist freiwillig.
Bremerhavener Entwicklungsgesellschaft . .
Alter/Neuer Hafen mbH & Co. KG Keine Daten erhalten Keine Daten erhalten
Bremerhavener Innovations- und Griinderzentrum . I . . o,
BRIG) GmbH Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. 1 0 0,00%
Bremerhavener Versorgungs- und Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. Keine Daten erhalten
Verkehrsgesellschaft mbH
gmscr.gungsbemebe Bremerhaven, Anstalt des Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. Keine Daten erhalten
ffentlichen Rechts
Er\ebn|§ Bremerhaven, Geselischatt fir Touristik, Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. Keine Daten erhalten
Marketing und Veranstaltungen mbH
Hanse Bus GmbH Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. Keine Daten erhalten
Keine Daten Geburtsort bzw. -land und die Nationalitat werden in einem
Klinikum Bremerhaven-Reinkenheide gGmbH erhalten 318 112 206 15,90% 35,22% | 64,78% 0 310 8  [Abrechnungsprogramm erfasst. Weitere Daten hinsichtlich 125 13 10,40%
eines Migrationshintergrundes werden nicht erhoben.
Medizinisches Versorgungszentrum am Klinikum Geburtsort bzw. -land und die Nationalitat werden in einem
Bremerhaven Reinkeghei?je GmbH leine Daten erhalte] 10 * * * * * * * * * Abrechnungsprogramm erfasst. Weitere Daten hinsichtlich 1 0 0,00%
eines Migrationshintergrundes werden nicht erhoben.
PERSONAL AKTIV GmbH Keine Daten erhalten 5 0 0,00%
Stadthalle Bremerhaven Veranstaltungs- und Keine Daten | * * * * * | * ’ * | * | * | * Daten anhand vorliegender Personalunterlagen ermittelt Keine Daten erhalten Keine Daten erhalten
Messegesellschaft mbH erhalten
|mbH e Wohnur aft Bremerhaven Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. 14 Keine Daten erhalten  |Keine Daten erhalten
Theater im Fischereihafen GmbH Ke;:all::::‘en | * * * ’ * | * | * ’ * | * | * | * Geburtsort und Nationalitat werden erfasst. Keine Daten erhalten
\/er‘kehrsgesellschaft Bremerhaven Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. Keine Daten erhalten
Aktiengesellschaft
\Weserfahre GmbH Keine Datenerfassung Daten zum Migrationshintergrund werden nicht erhoben. Keine Daten erhalten

Zoo am Meer Bremerhaven GmbH

Keine Daten erhalten

Keine Daten erhalten

*Aus Datenschutzgriinden werden Personenzahlen unter sechs bzw. prozentuale Anteile, die sich auf Personzahlen unter sechs beziehen, nicht ausgewiesen.




	Drs-20-1048_unvollst
	Bremische Bürgerschaft Drucksache 20/1048
	Mitteilung des Senats
	Migrantische Repräsentanz in der Verwaltung: Bildet der öffentliche Dienst die Gesellschaft ab?

	Mitteilung des Senats  an die Bremische Bürgerschaft (Landtag) vom 13. Juli 2021
	Kernverwaltung und Ausgliederungen:
	Magistrat der Stadt Bremerhaven (Stadt Bremerhaven, Kernverwaltung):
	Bremische Mehrheitsgesellschaften:
	Kernverwaltung und Ausgliederungen:
	Magistrat der Stadt Bremerhaven:
	Bremische Mehrheitsgesellschaften:
	Kernverwaltung und Ausgliederungen:
	Magistrat Bremerhaven:
	Bremische Mehrheitsgesellschaften:
	Kernverwaltung und Ausgliederung:
	Magistrat der Stadt Bremerhaven:
	Magistrat der Stadt Bremerhaven:



	Anlage zu Drs-20-1048

